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ABSCHNITT 2 

Pensionskasse 

Voraussetzungen für Errichtung, Beitritt und Auflösung 

§ 3. (1) Die Errichtung einer betrieblichen Pensionskasse oder der Beitritt zu einer betrieblichen oder 
überbetrieblichen Pensionskasse bedarf mit Ausnahme der in Abs. 2 genannten Fälle nach Maßgabe des 
§ 9 Z 8 und § 15 Abs. 4 des Pensionskassengesetzes, BGBl. Nr. 281/1990, zur Rechtswirksamkeit des 
Abschlusses einer Betriebsvereinbarung oder in den Fällen des Abs. 1a eines Kollektivvertrages. 
Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung haben jedenfalls zu regeln: 

 1. Die Mitwirkung der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten an der Verwaltung der 
Pensionskasse; 

 2. das Leistungsrecht, dazu gehören insbesondere die Ansprüche der Anwartschafts- und 
Leistungsberechtigten; die Höhe der vom Arbeitgeber zu entrichtenden Beiträge, die im Falle 
beitragsorientierter Vereinbarungen mit der Pensionskasse betragsmäßig oder in fester Relation 
zu laufenden Entgelten oder Entgeltbestandteilen festzulegen sind; zusätzlich können variable 
Beiträge bis zur Höhe der vom Arbeitgeber verpflichtend zu entrichtenden Beiträgen vorgesehen 
werden; die allfällige Verpflichtung des Arbeitgebers zur Beitragsanpassung bei Auftreten von 
zusätzlichen Deckungserfordernissen; 
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 3. die Voraussetzungen und die Rechtswirkungen der Auflösung einer betrieblichen Pensionskasse, 
wobei der Sicherung der Ansprüche der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten der Vorrang 
vor anderen Leistungen der Kasse zu geben ist; die Voraussetzungen für die 
Arbeitgeberkündigung des Pensionskassenvertrages gemäß § 17 PKG und die Rechtswirkungen 
dieser Kündigung hinsichtlich der Ansprüche der Anwartschafts- und Leistungsberechtigten. 

(1a) Eine Pensionskassenregelung kann in einem Kollektivvertrag vorgesehen werden, wenn 

 1. ein Kollektivvertrag zum Stichtag 1. Jänner 1997 eine betriebliche 
Alters(Hinterbliebenen)versorgung vorsieht, oder 

 2. eine solche für einen nicht dem II. Teil des Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974, 
unterliegenden Betrieb (oder ein Unternehmen) getroffen werden soll. 

(1b) Bei 

 1. Wegfall der kollektivvertraglichen Pensionskassenzusage durch Wechsel der 
Kollektivvertragsangehörigkeit oder 

 2. Erlöschen des Kollektivvertrages durch Kündigung 

werden die Regelungen des Kollektivvertrages über eine Pensionskassenzusage Inhalt des 
Arbeitsvertrages des Anwartschaftsberechtigten. 
 

(1c) Bei sonstigem Erlöschen des Kollektivvertrages bleibt dem Anwartschaftsberechtigten die bis 
zur Beendigung seiner Nachwirkung (§ 13 ArbVG) erworbene Anwartschaft aus der 
Pensionskassenzusage erhalten, wobei der Anwartschaftsberechtigte zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Nachwirkung dieselben Rechte (§ 6 Abs. 3) wie bei Widerruf der Beitragsleistung durch den Arbeitgeber 
hat. 

(2) Für Arbeitnehmer, die von keinem Betriebsrat vertreten sind oder für die kein Kollektivvertrag 
(im Sinne der Abs. 1 und 1a) gilt, bedarf der Beitritt zu einer Pensionskasse des vorherigen Abschlusses 
einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber, die nach einem Vertragsmuster unter Berücksichtigung des § 18 
zu gestalten ist. Dieses Vertragsmuster hat die in Abs. 1 genannten Angelegenheiten zu regeln. 

(3) Werden Ansprüche ehemaliger Arbeitnehmer aus direkten Leistungszusagen auf eine 
Pensionskasse übertragen, ist Abs. 2 anzuwenden. 

(4) Hat sich der Arbeitnehmer verpflichtet, eigene Beiträge zu leisten, kann er seine Beitragsleistung 
jederzeit einstellen oder für einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren aussetzen oder einschränken. Der 
Arbeitnehmer kann seine Beitragsleistung auch dann einstellen, aussetzen oder einschränken, wenn der 
Arbeitgeber eine entsprechende Änderung seiner Beitragsleistung zulässigerweise vornimmt (§ 6). Die 
Beiträge des Arbeitnehmers dürfen die Summe der jährlichen Beiträge des Arbeitgebers nicht 
übersteigen, ausgenommen in den in § 6 genannten Fällen oder in den Fällen, in denen der Arbeitnehmer 
zusätzlich zu einer leistungsorientierten Zusage des Arbeitgebers eigene Beiträge (beitragsorientiert) 
leistet und die Beiträge des Arbeitgebers sich zulässigerweise vermindern, ohne daß die Zusage verändert 
wird. Für die Dauer einer Bildungskarenz nach § 11 des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes 
(AVRAG), BGBl. Nr. 459/1993, oder einer Freistellung gemäß § 12 AVRAG kann der Arbeitnehmer 
seine Beiträge in der bisherigen Höhe weiterzahlen oder auch die Beiträge des Arbeitgebers übernehmen. 
Werden infolge einer Arbeitszeitreduktion gemäß den §§ 13 und 14 AVRAG die Arbeitgeberbeiträge 
vermindert, kann der Arbeitnehmer seine Beiträge in der bisherigen Höhe weiterzahlen oder für die Dauer 
der Arbeitszeitreduktion auch die entfallenden Arbeitgeberbeiträge übernehmen. 
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